Haftungsausschluss

Bei den Musterverträgen handelt es sich nur um Orientierungshilfen, die als Beispiele zu verstehen sind und keinen Anspruch auf Allgemeingültigkeit oder Vollständigkeit erheben können. Sie geben generelle und praxiserprobte Anhaltspunkte dafür, was im Allgemeinen in diesem Vertrag enthalten sein sollte. Für die Richtigkeit sowie die richtige Anwendung im konkreten Einzelfall hat der Anwender selbst Sorge zu tragen. Es kann keine Haftung übernommen werden. 

  Arbeitsvertrag zur geringfügigen Beschäftigung
Zwischen
der Firma … 
          im Folgenden Firma genannt, 
und 
Herrn/Frau … 
          im Folgenden Arbeitnehmer genannt, 
wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen: 
§ 1 Gegenstand des Vertrags 

Die Firma stellt den Arbeitnehmer als geringfügig Beschäftigte(n) i. S. des § 8 SGB IV für folgende Tätigkeiten ein: 
… 
Die Zuständigkeit im Unternehmen regelt sich nach dem Organisations- bzw. Funktionsplan in seiner geltenden Fassung. 

Dienstsitz ist … 
alternativ
Die Firma wird den Arbeitnehmer als geringfügig Beschäftigten in der Abteilung … mit folgenden Aufgaben beschäftigen: 
… 

Die Firma behält sich vor, dem Arbeitnehmer eine andere angemessene Tätigkeit zuzuweisen, die seinen Fähigkeiten und Kenntnissen und seiner Vorbildung entspricht, und das Aufgabengebiet sowie das Unterstellungsverhältnis aus organisatorischen Gründen zu ändern, ohne dass davon die Arbeitsbedingungen im Übrigen berührt werden. 

Die Firma behält sich auch vor, den Dienstsitz zu verlegen, soweit dies persönlich und dienstlich zumutbar ist. 
alternativ
Die Firma ist berechtigt, dem Arbeitnehmer innerhalb des Betriebs eine andere, seinen Fähigkeiten entsprechende, gleichwertige und gleich bezahlte Tätigkeit zuzuweisen. 
alternativ
Eine Umsetzung zu einer anderen zumutbaren Arbeit im gleichen Betrieb (Betriebsabteilung/Unternehmen) bleibt vorbehalten, unbeschadet der Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats. Dabei darf eine Entgeltminderung nicht eintreten. 
§ 2 Beginn des Arbeitsverhältnisses, Probezeit

Das Arbeitsverhältnis beginnt am …. Die ersten sechs Monate gelten als Probezeit. Während dieser Zeit kann das Arbeitsverhältnis beiderseits mit einer Frist von zwei Wochen gekündigt werden. 
alternativ
Das Arbeitsverhältnis endet nach sechs Monaten, ohne dass es einer Kündigung bedarf, sofern nicht seine Fortsetzung vereinbart wird. Während dieser Zeit kann das Arbeitsverhältnis mit einer Frist von zwei Wochen gekündigt werden. 

Die Vertragsparteien werden vor Ablauf der Probezeit darüber verhandeln, ob ein Arbeitsvertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen werden kann. 

Vor Beginn des Arbeitsverhältnisses ist die ordentliche Kündigung ausgeschlossen.

§ 3 Arbeitszeit

Die wöchentliche Normalarbeitszeit beträgt … Stunden. Sie ist auf die Woche wie folgt verteilt: … 
alternativ
Der Arbeitnehmer wird an folgenden Wochentagen je … Stunden von … bis … Uhr beschäftigt. 
alternativ
Die wöchentliche Arbeitszeit verteilt sich auf die Wochentage wie folgt: 
Montag von … bis … 
Dienstag von … bis … 
Mittwoch von … bis … 
Donnerstag von … bis … 
Freitag von … bis … 
Samstag von … bis … 

Die Firma behält sich vor, eine Änderung der Arbeitszeit aus dringenden betrieblichen Gründen vorzunehmen. 
alternativ
Die Lage der Arbeitszeit wird jeweils am Ende eines Monats zwischen den Vertragsparteien für den folgenden Monat festgelegt. Die Festlegung erfolgt nach den Wünschen des Arbeitnehmers, wobei die betrieblichen Belange und Wünsche anderer Arbeitnehmer angemessen zu berücksichtigen sind.

§ 4 Überstunden/Mehrarbeit

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, im gesetzlich und tariflich zulässigen Rahmen Mehr-, Nacht-, Sonntags- und Feiertagsarbeit sowie Schichtarbeit zu leisten. 
alternativ
Die Leistung von Überstunden und Mehrarbeit ist ausgeschlossen.
§ 5 Vergütung

Die Parteien sind sich einig, dass es sich bei dem Arbeitsverhältnis um eine geringfügig entlohnte Beschäftigung im Sinne des Sozialversicherungsrechts handelt und die geltenden gesetzlichen Grenzen zu beachten sind. Die monatliche Vergütung mit anteiligen Nebenleistungen darf 400 € nicht überschreiten. 

Der Arbeitnehmer erhält ein Gehalt von … € monatlich, jeweils zahlbar am Monatsende. Entsprechend der Tätigkeit des Arbeitnehmers bestimmt sich das anteilige Tarifgehalt nach der Gehaltsgruppe … des Tarifvertrags … 
alternativ
Die monatlich zu zahlende Vergütung beträgt … € brutto. Dies entspricht einer Vergütung von …€ je Arbeitsstunde.

§ 6 Beitragspflicht

Das Arbeitsverhältnis ist beitragspflichtig zur Kranken- und Rentenversicherung. Der zu entrichtende Pauschbetrag (einschl. Steuer) in Höhe von zurzeit insgesamt 30 % wird vom Arbeitgeber übernommen und an die Knappschaft Bahn-See überwiesen. Der Arbeitnehmer wurde darauf hingewiesen, dass er auf die Rentenversicherungsfreiheit durch eine schriftliche Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber verzichten und die Stellung eines versicherungspflichtigen Arbeitnehmers erwerben kann. Wird der Verzicht erklärt, ist der Arbeitnehmer verpflichtet, den pauschalen Arbeitgeberbeitrag zur Rentenversicherung in Höhe von 15 % aus eigenen Mitteln auf den jeweils geltenden Rentenbeitragssatz (2009: 19,9 %) aufzustocken. Der Differenzbetrag wird von der Vergütung des Arbeitnehmers einbehalten und an die Einzugsstelle abgeführt. 

§ 7 Nebenleistungen

Der Arbeitnehmer erhält gem. § 5 eine monatliche Vergütung in Höhe von … €. In diesem Betrag ist ein Betrag in Höhe von … € als Weihnachtsgeld (Urlaubsgeld) enthalten. 

Sozialleistungen (Nebenleistung), die die Firma gewährt oder zukünftig gewähren wird, werden dem Arbeitnehmer entsprechend dem Verhältnis der regelmäßigen geringfügigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Vollarbeitszeit gewährt.

§ 8 Kündigung

Das Anstellungsverhältnis kann von beiden Seiten mit einer Frist von vier Wochen zum 15. oder zum Ende eines Kalendermonats gekündigt werden. Nach einer Betriebszugehörigkeit von zwei Jahren gelten für beide Seiten die verlängerten gesetzlichen Kündigungsfristen. Die Kündigung bedarf der Schriftform.        
Das Anstellungsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, mit Ablauf des Monats, in dem dem Arbeitnehmer eine Erwerbsunfähigkeitsrente zuerkannt wird, spätestens jedoch mit Ablauf des Monats, in dem der Arbeitnehmer die Regelaltersgrenze einer Rente wegen Alters beantragen kann. 

Die Firma ist berechtigt, nach einer Kündigung bei Fortzahlung des regelmäßigen Entgelts unter Anrechnung etwaiger Urlaubsansprüche auf die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers zu verzichten. 

Beiden Parteien steht ein außerordentliches Kündigungsrecht zu, wenn das Arbeitsverhältnis wegen gesetzlicher Änderungen sozialversicherungspflichtig wird. 

§ 9 Betriebsgeheimnisse

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, über die Geschäfts- und Betriebsverhältnisse der Firma  – auch nach Beendigung des Anstellungsverhältnisses – Stillschweigen zu bewahren. 

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, bei Beendigung des Dienstverhältnisses alle Aufzeichnungen und Unterlagen, die im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit stehen, an das Unternehmen zurückzugeben. 
§ 10 Weitere Beschäftigungen

Der Arbeitnehmer versichert, dass er keiner weiteren geringfügigen oder sozialversischerungspflichtigen Beschäftigung nachgeht. Der Arbeitnehmer verpflichtet sich ausdrücklich, jede weitere Aufnahme einer Beschäftigung dem Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen. Dies gilt insbesondere für die Aufnahme einer weiteren geringfügigen Beschäftigung. Der Arbeitnehmer ist darauf hingewiesen worden, dass die Aufnahme einer weiteren geringfügigen Beschäftigung zur Sozialversicherungs- und Lohnsteuerpflicht des Arbeitsverhältnisses führen kann. 
§ 11 Urlaub
Der Urlaub des Arbeitnehmers richtet sich nach der tariflichen und der betrieblichen Urlaubsregelung. Er beträgt zurzeit … Arbeitstage (bei einer 5-Tage Woche). 
alternativ
Der Urlaubsanspruch beträgt …. Arbeitstage. Im Kalenderjahr des Beginns und des Endes des Arbeitsverhältnisses wird für jeden Monat, in dem das Arbeitsverhältnis mindestens 15 Kalendertage bestanden hat, 1/12 des Jahresurlaubs gewährt. 
alternativ
Der Urlaubsanspruch richtet sich nach dem Bundesurlaubsgesetz. 

Der Urlaub ist in Abstimmung mit der Werksleitung festzulegen. Der Urlaub ist grundsätzlich zusammenhängend zu nehmen. Nicht genommener Urlaub kann nur dann auf das folgende Kalenderjahr übertragen werden, wenn dringende betriebliche oder persönliche Gründe dies rechtfertigen. 
§ 12 Arbeitsverhinderung/Krankheit 

Jede Arbeitsverhinderung infolge Krankheit oder aus anderen Gründen ist der Firma unverzüglich anzuzeigen. 

Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ist innerhalb von drei Tagen ab Beginn der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer vorzulegen. Dies gilt auch für den Fall, dass die Arbeitsunfähigkeit länger dauert als in der Bescheinigung angegeben. 

Im Falle unverschuldeter Arbeitsunfähigkeit wird die Vergütung für die Dauer von sechs Wochen fortgezahlt.
§ 13 Bundesdatenschutzgesetz

Der Arbeitnehmer erklärt sein Einverständnis, dass personenbezogene Daten von ihm gespeichert werden.
§ 14 Sonstiger Inhalt des Arbeitsverhältnisses

Änderungen der persönlichen Verhältnisse des Arbeitnehmers sind, soweit sie für das Arbeitsverhältnis von Bedeutung sind, der Firma unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Alle Erklärungen, die die Firma dem Arbeitnehmer an seinen zuletzt mitgeteilten Wohnsitz übermittelt, gelten als wirksam zugegangen. 

Auf das Anstellungsverhältnis finden im Übrigen die Tarifverträge …, die Arbeitsordnung, deren Inhalt als rechtsverbindlich anerkannt wird, sowie die jeweils gültigen Betriebsvereinbarungen Anwendung. 

Alle Ansprüche, die sich aus diesem Vertrag ergeben, sind innerhalb von drei Monaten nach ihrer Entstehung geltend zu machen. Sie sind nach diesem Zeitpunkt verfallen. 

Besondere Vereinbarungen … 

Änderungen oder Ergänzungen des Vertrags bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Bestätigung. Dieses Formerfordernis kann weder mündlich noch stillschweigend abbedungen werden. 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrags unwirksam sein oder werden, berührt dies nicht die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen. Die Parteien verpflichten sich, für unwirksame Bestimmungen eine neue Vereinbarung zu treffen, die der unwirksamen im Ergebnis wirtschaftlich nahekommt. 

Die als Anlage beigefügte Verpflichtungserklärung ist Bestandteil dieses Vertrags. 

  
_____________________ 
Ort/Datum 

  
_________________________        _____________________________ 
Unterschrift des Arbeitgebers          Unterschrift des Arbeitnehmers 

Verzichtserklärung zur Rentenversicherungsfreiheit
Anlage zum Arbeitsvertrag
In Ergänzung zum Arbeitsvertrag vom … mit der Firma … gibt Herr/Frau … folgende Erklärung ab:

1. Hiermit verzichte ich unwiderruflich für die Dauer der geringfügigen Beschäftigung auf die Rentenversicherungsfreiheit. 

Dieser Verzicht ist gültig ab Beginn des Beschäftigungsverhältnisses (ab dem … ).

2. Ich wurde von der Firma darauf hingewiesen, dass dieser Verzicht zur Folge hat, dass aus meiner vom Arbeitgeber gezahlten Vergütung der Differenzbetrag zwischen dem pauschalen Arbeitgeberbeitrag zur Rentenversicherung in Höhe von derzeit 15 % und dem jeweils gültigen Rentenbeitragssatz gezahlt wird. Bei einem Verdienst unter 155 € ist mein Anteil so zu errechnen, dass der Mindestbeitrag erreicht wird. 

3. Die Firma behält den von mir zu zahlenden Anteil des Rentenbeitrags von meiner Vergütung ein und führt ihn an den zuständigen Rentenversicherungsträger ab. 

  
___________   ____________________________ 
(Ort, Datum)     (Unterschrift des Arbeitnehmers) 
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